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Es gilt das gesprochene Wort!

Mit der heutigen Beratung und Beschlussfassung über das Landtagswahlprogramm wird ein Diskussionprozess abgeschlossen, der der ganzen Partei - von den Landesfachausschüssen über die Jungen Liberalen bis zur Liberalen Senioreninitiative - fast ein ganzes Jahr Gelegenheit geboten hat, auf die Inhalte unseres Wahlprogramms Einfluss zu nehmen. Ich danke allen, die diese Gelegenheit genutzt haben.

Wir waren uns einig, dass wir ein schlankes Programm vorlegen wollen, ein Programm, das im Wahlkampf auch genutzt werden kann, weil es lesbar und überschaubar ist. Wir wollten bewusst keine Enzyklopädie des Liberalismus abliefern; denn eine Enzyklopädie ist ein hervorragendes, repräsentatives Weihnachtsgeschenk, aber eben kein taugliches Mittel im Wahlkampf.

Ich bitte Sie deshalb herzlich, auch bei den abschließenden Beratungen heute und morgen den Charakter des Programms nicht zu verwässern und der Versuchung zu widerstehen, allzu vieles - und vor allem: allzu umfangreiches - auf den Programmentwurf draufzusatteln. Es nutzt uns nicht, wenn wir alles, was wir zu bestimmten Politikbereichen wissen, ins Programm schreiben. Ein Wahlprogramm ist kein Grundsatzprogramm, sondern ein Aktionsprogramm für die nächsten fünf Jahre.

Unser Anspruch muss sein: möglichst viel von diesem Programm in einer Koalitionsvereinbarung wiederzufinden. Das Wahlprogramm, das wir morgen verabschieden, ist unser Entwurf eines Regierungsprogramms für die Jahre 2001 bis 2006. Entsprechend ernst müssen wir die Beratungen nehmen.

Mit Absicht steht die Familienpolitik in diesem Programm ganz vorn. Die Familie ist die grundlegende, tragende Institution unserer Gesellschaft. Wir müssen die Familie stärken und unterstützen, damit sie auch unter veränderten gesellschaft-lichen Bedingungen ihre Funktionen erfüllen kann.

Veränderte gesellschaftliche Bedingungen: Wir wissen um den Wert traditioneller Familienstrukturen, aber wir verschließen die Augen nicht vor veränderten gesellsschaftlichen Realitäten. Und deshalb gilt: Familie ist da, wo Kinder sind.

Kinder zu haben, darf kein Armutsrisiko sein. Und Kinder zu erziehen, darf keine dauerhafte Beeinträchtigung der beruflichen Chancen insbesondere der Frauen darstellen.

Im Übrigen gilt: Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss viel stärker zu einem gemeinsamen Anliegen von Vätern und Müttern werden.

Vieles ist getan: Wir haben das Landeserziehungsgeld modernisiert. Was im Programmentwurf noch als Forderung enthalten ist, konnte in den letzten Wochen umgesetzt werden.

Der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz ist in Baden-Württemberg früher und umfassender umgesetzt worden als anderswo. Mit dem neuen Kindergartengesetz - mehr Angebote mit erweiterten Öffnungszeiten, mehr Ganztagesangebote, mehr altersgemischte Gruppen - haben wir auch einen Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf geleistet.

Und dasselbe gilt für die verlässliche Grundschule - sie funktioniert, sie ist bildungspolitisch richtig, und sie ist familienpolitisch richtig.

Für die Zukunft gilt: Wir wollen die Ganztagesangebote für Kinder bedarfsgerecht ausbauen, und eben nicht nur für Kinder im Kindergartenalter, sondern auch für Kinder unter drei und über 6 Jahren. 

Im Arbeitsleben ist noch vieles zu tun, um eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu gewährleisten; einzelne herausragende Beispiele reichen nicht aus. Mehr und mehr begreifen Arbeitgeber, dass sie auf die hervorragende berufliche Qualifikation junger Frauen angewiesen sind; und sie handeln danach. Deshalb heißt der richtige Weg: Anreize setzen, gute Beispiele auszeichnen, Vorurteile abbauen, z.B. das Vorurteil, dass Führungsfunktionen und flexible Formen der Teilzeitbeschäftigung nicht miteinander vereinbar wären.

Die gesetzliche Teilzeitverpflichtung aber ist ein starrer, ein bürokratischer, ein konfliktträchtiger - und damit ein falscher Weg.

Angesichts weiter steigender Schülerzahlen muss sich die Bildungspolitik zunächst darauf konzentrieren, eine angemessene Unterrichtsversorgung sicherzustellen und krankheitsbedingten Unterrichtausfall soweit wie möglich zu vermeiden.

Wir haben für das laufende Schuljahr 800 zusätzliche Stellen bereitgestellt; im nächsten Schuljahr werden es 940 sein. Selbstverständlich werden sämtliche freiwerde Stellen wieder besetzt. Und erstmals haben wir eine feste Krankenstell-vertretungsreserve mit 660 Verträgen installiert. Insgesamt sind im Jahr 2000 über 5000 junge Lehrerinnen und Lehrer eingestellt worden.

Das war ein Kraftakt - auch ein finanzieller Kraftakt -, aber es war notwendig. Eine angemessene Unterrichtsversorgung ist gesichert. Die angekündigte Kampagne der Opposition läuft ins Leere, weil es nichts gibt, wogegen sich Kampagnen anzetteln ließen.

Auch für die Zukunft brauchen wir ca. 1.000 neue Stellen pro Jahr - für die weiter steigenden Schülerzahlen, und für neue Angebote: Grundschulenglisch und Grundschulfranzösisch - so rasch wie möglich, und nicht erst 2004 oder jetzt 2003 - und für den kontinuierlichen Ausbau  von Ganztagesschulen, vor allem - aber nicht nur - im Hauptschulbereich.

Selbstverständlich aber hat Bildungspolitik immer auch eine inhaltliche Dimension. Und hier heißt unser Credo: Wir wollen fächerübergreifenden Unterricht ausbauen, verstärkt wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge vermitteln, keinen Wettlauf um immer neue Inhalte und Fächer, sondern die Konzentration auf unverzichtbares Grundlagen- und Orientierungswissen als gesichertes Fundament lebenslangen Lernens, und - nicht zuletzt - wir wollen einen Unterricht, der neugierig macht;

Wir wollen mehr Eigenständigkeit für die einzelne Schule - pädagogisch, organisatorisch und finanziell ! Und wir wollen mehr Wettbewerb; denn Autonomie, Eigenverantwortung und Wettbewerb heißt immer auch: mehr Leistung !

Wir wollen die Schulen in freier Trägerschaft stärken; für das staatliche Schulwesen sind sie Herausforderung, Alternative und Anreiz zugleich. Auf dem Weg zu einer gesicherten Finanzierung der Privatschulen sind wir erheblich vorangekommen. Jetzt gilt es, - wenn nötig in einem Stufenplan - die 80%-Finanzierung dauerhaft zu garantieren.

Schließlich: Wir sind es der jungen Generation schuldig, ihr einen schnelleren Eintritt ins Erwerbsleben zu ermöglichen. Wir haben mit dem "Schulanfang auf neuen Wegen" das reale Einschulungsalter deutlich gesenkt, wir haben das achtjährige allgemeinbildende Gymnasium zum gleichberechtigten Regelangebot gemacht, und wir wollen im Laufe der nächsten Legislaturperiode dafür sorgen, dass es zum alleinigen Regeltyp des allgemeinbildenden Gymnasiums wird.

Die Wissenschaftspolitik der laufenden Legislaturperiode war gekennzeichnet durch eine Hochschulgesetzgebung, die bundesweit als vorbildlich, und als vorbildlich liberal angesehen wird. Alle Gesetze, vom Hochschulmedizinreformgesetz über die Hochschulgesetze bis hin zum Studentenwerksgesetz sind gekennzeichnet durch ein zentrales Leitmotiv: mehr Autonomie, mehr Wettbewerb, mehr Leistung.

Dieses Versprechen der Autonomie muss jetzt auch praktisch umgesetzt werden. Teile der Wissenschaftsbürokratie können immer noch nicht ablassen von kleinlichem Hineinregieren in die Hochschulen und Studentenwerke. Das muss aufhören. Und damit es zuverlässig aufhört, muss ein deutlicher Stellenabbau im Ministerium dafür sorgen, dass niemand mehr die Zeit dafür hat, die Hochschulen - entgegen dem Geist der Gesetze - zu gängeln und zu zwirbeln.

Wir wollen die Hochschulreform weiterführen: Die Hochschulen brauchen ein eigenes Dienstrecht, sie brauchen die Dienstherreneigenschaft. Die Chancen junger Nachwuchswissenschaftler und -wissenschaftlerinnen müssen verbessert werden, und das Erstberufungsalter der Professoren muss deutlich gesenkt werden.

Wir haben eine leistungsbezogene Mittelzuweisung eingeführt, eine regelmäßige Evaluation wird stattfinden. Wir stellen unsere Hochschulen in der Wettbewerb, weil unsere Hochschulen, Fakultäten und Fächer nur so den erstklassigen Standard erreichen und ausbauen werden, der im internationalen Wettbewerb notwendig ist.

Und Wettbewerb brauchen wir auch bei der Auswahl der Studierenden, Wettbewerb der Hochschulen um die besten Studierenden und umgekehrt. Das Ungetüm bürokratischer Zuteilung von Standorten und Chancen, die ZVS muss weg.

Die Kulturpolitik ist ein liberales Thema par Excellence. Das Kulturland Baden-Württemberg zeichnet sich gleichermaßen aus durch inhaltlich und regionale Vielfalt wie durch nationale und internationale Spitzenleistungen. Übermorgen tagen wir im Großen Haus des Staatstheaters, der Spielstätte der Stuttgarter Oper, die zum dritten Mal in unmittelbarer Abfolge als ”Opernhaus des Jahres” ausgezeichnet worden ist.

Kulturpolitik braucht staatliche Zuwendungen, beständig und verlässlich. Sie ist aber auch ein Feld ehrenamtlichen Engagements und ein Feld für Mäzenaten- und Sponsorentum, und nicht zuletzt ein Feld für ein modernes Stiftungswesen !

Was hier erreicht worden ist, ist ein erster Einstieg. Mehr ist durch schwarze, rote und grüne Kleinlichkeit verhindert worden. Wir wollen einen neuen Anlauf wagen, um privates Stiftungskapital in weit höherem Maße für die Förderung von Kunst und Kultur zu mobilisieren.

Eine Daueraufgabe der Landespolitik ist die Reform der öffentlichen Verwaltung. Große Schritte sind zurückgelegt:

Erstmals wird in dieser Legislaturperiode ein realer Abbau von Personal vollzogen. Über 6.300 Stellen werden bis zum Jahr 2002 gestrichen. Neue Stellen wurden nur für die Unterrichtsversorgung und für die innere Sicherheit geschaffen.

Gleichzeitig sorgt eine verbesserte Ausstattung mit Informations- und Kommunikationstechnik und die Einführung neuer Steuerungsinstrumente dafür, dass die notwendigen Leistungen öffentlicher Verwaltung effizienter und kostengünstiger erbracht werden können.

Auch diesen Weg müssen wir weitergehen: Die Einführung der dezentralen Budgetverantwortung, die flächendeckende Einführung neuer Steuerungsinstrumente lässt Effizienzpotentiale erwarten, die in einer Größenordnung von 700 Millionen DM jährlich liegen.

Verwaltungsreform, neue Steuerungsinstrumente, mehr Einsatz von IuK, größere Effizienz bei weniger Personal - das alles ist zugleich unabdingbare Voraussetzung für eine erfolgreiche Strategie der Haushaltskonsolidierung

Immer weitere Neuverschuldung heißt Leben zu Lasten künftiger Generationen. Wir wollen damit Schluss machen, und wir sind auf gutem Wege.

1999 im Sommer haben wir verlangt, die Nettokreditaufnahme Jahr für Jahr um 300 Mio. DM abzusenken, um 2006 das Ziel Neuverschuldung Null erreichen zu können. Damals beeilte sich der Ministerpräsident, dies als "Luftnummer" abzutun.

Ein halbes Jahr später war diese Luftnummer vom Kabinett beschlossen. Vergessen Sie nie, darauf hinzuweisen: Dass das Land diesen entschiedenen Kurs der Haushaltskonsolidierung eingeschlagen hat, ist uns zu verdanken, niemandem sonst.

Und darüber kann auch nicht hinwegtäuschen, dass das Ziel Neuverschuldung Null 2006 sich jetzt auch im Wahlprogramm der CDU wiederfindet. Wir selbst sollten ehrgeiziger sein.

In den letzten drei Jahren ist es gelungen, im Haushaltsvollzug jeweils deutlich unter den Plansätzen der Nettokreditaufnahme zu bleiben, 1998 um über 600 Mio, 1999 um über 800 Mio, und 2000 voraussichtlich in ähnlicher Größenordnung.

Wenn sich die wirtschaftliche Entwicklung nicht deutlich verschlechtert, sollte es möglich sein, das Ziel "Neuverschul-dung Null" früher zu erreichen als 2006. Legen wir die Zielmarke hoch. Unser Ziel muss sein: Neuverschuldung Null 2004.

Wie die Haushaltskonsolidierung gehen auch die Privatisierungserfolge der Landesregierung eindeutig auf unser Konto. Dass es dabei nicht immer so zugegangen ist wie im Lehrbuch, tut diesem Erfolg keinen Abbruch.

Wir haben in den Koalitionsvereinbarungen durchgesetzt, dass der Veräußerung der Landesentwicklungsgesellschaft an die L-Bank eine Teilprivatisierung der Anteile an der LEG zu folgen hat. Und genauso ist es vollzogen worden. Und zur Mitte der Legislaturperiode waren wir es, die die Veräußerung der Landesanteile an der Energie Baden-Württemberg durchgesetzt haben, und niemand sonst.

Wie bei der Privatisierung der LEG wollen wir die Erlöse im Umfang von 1,1 Milliarden Mark für eine weitere Zukunftsoffensive einsetzen. Lassen Sie sich nicht weismachen, es handele sich dabei um das Verteilen von Wahlgeschenken. Es geht darum, das Vermögen des Landes einer Verwendung zuzuführen, das den höchsten - materiellen wie immateriellen - Produktivitätsfortschritt für die Zukunft erwarten lässt. Und das heißt: Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und neue Technologien.

Das sichert unserem Land eine gute Zukunft, das sichert die Spitzenstellung, die unser Land in wirtschaftlicher Hinsicht bei fast allen Indikatoren einnimmt, auch für die nächste Generation.

Denn auch und gerade darum muss es in der Politik gehen: Sich nicht nur auf die Tagesaktualität beziehen, sich nicht damit zufrieden zu geben, dass unser Land heute Spitze ist; sondern auch über Legislaturperioden hinweg zu denken und die Grundlagen dafür zu legen, dass unser Land auch in Zukunft seinen Bürgerinnen und Bürgern allerbeste Chancen bietet.

Deshalb haben wir aus der ersten Zukunftsoffensive dieser Legislaturperiode 685 Millionen DM in den Wissenschaftsbereich investiert, in Klinik- und Institutsgebäude, in Bibliotheken, in ein Lehrstuhlerneuerungsprogramm, um Spitzenkräfte für Baden-Württemberg gewinnen zu können, in das Projekt Virtuelle Hochschule, um unsere Hochschulen für die multimediale Zukunft fit zu machen, und in den weiteren Ausbau der Fachhochschulen und Berufsakademien.

Und wir haben Millionen investiert für eine Existenzgründungsoffensive, für Gründerverbünde auf dem Campus und für die Landesoffensive medi@.

Und ganz ähnlich wollen wir auch jetzt vorgehen: 482 Millionen sollen investiert werden in die allgemeine und berufliche Bildung, in Qualifizierung und Existenzgründung, in den Ausbau der Hochschulen und in das Medienland Baden-Württemberg. Und weitere 590 Millionen sollen in die Förderung anwendungsorientierter Technologien, in den Bereich der life sciences, in die Informations- und Kommunikationstechnologie sowie in die Energie-, Umwelt- und Verkehrsforschung gehen.

Das ist Zukunftsvorsorge par excellence. Und es ist richtig, den Bürgern vor der Wahl zu sagen, dass wir eine weitere Zukunftsoffensive planen, und wie wir sie inhaltlich gestalten wollen.

Was hätte die Opposition, die jetzt über vermeintliche Wahlgeschenke jammert, wohl gesagt, wenn wir die Bürger im Unklaren gelassen hätten, was mit den Veräußerungserlösen geschehen soll.

Ich habe mich bewusst auf wenige Schwerpunkte konzentriert. Dabei gäbe es zu vielen weiteren Feldern der Landespolitik noch vieles zu sagen:

Wir sind Spitze im Bereich der inneren Sicherheit.

Der Lehrstellenmarkt ist schon im vierten Jahr in Folge mehr als ausgeglichen.

Die Arbeitsmarktdaten sind bundesweit die besten; 14 von 24 Arbeitsamtsbezirken unseres Landes melden Zahlen von unter 5%.

Die wirtschaftliche Entwicklung liegt deutlich über dem Durchschnitt.

Wir liegen vorn, wenn es um den Aufwand an Forschung und Entwicklung im öffentlichen und im privatwirtschaftlichen Bereich geht.

Wir liegen vorn bei der Biotechnologie. Von bundesweit 17 Bioregionen liegen allein vier in Baden-Württemberg. Es gibt eine neue Gründerkultur an unseren Hochschulen.

Dies alles kann nicht staatlich verordnet werden. Aber dies alles kann sich nur entwickeln, wenn die Politik für Rahmenbedingungen sorgt, die Mut machen: Mut zur Eigenverantwortung, Bereitschaft zum Risiko, Bereitschaft zur Leistung, Mut zum Wettbewerb.

Das ist unser liberales Credo: Begabung und Leistung fördern, Verantwortung für sich und andere übernehmen, nicht alles Heil vom Staat erwarten, sondern selbst zupacken, Leistung durch Wettbewerb: verantwortete Freiheit !

Das ist ein gesellschaftspolitisches Leitbild, das für die Zukunft ohne jede vernünftige Alternative ist. Auch deshalb bin ich zuversichtlich, dass wir am 25. März allerbeste Chancen haben.

Unser Programm zeigt die Richtung. Wir wollen es umsetzen. Damit wir es können, brauchen wir den Erfolg:

zweistellig am 25. März - und wieder deutlich auf Platz 3 !

